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Thema Straflosigkeit und Recht auf Nahrung

Der erste Tag der Fachtagung 
begann mit einem Über-
blick über die aktuelle Men-

schenrechtssituation in Nepal aus 
nepalischer Sicht2. Ein aktuelles Bei-
spiel für die gegenwärtige Menschen-
rechtslage in Nepal und die erfolg-
losen Bemühungen der Menschen, 
Gerechtigkeit zu erlangen, ist der Fall 
von Nanda Prasad Adhikari. Nanda 
Prasad Adhikari starb im September 
2014 an den Folgen eines 330-tägigen 
Hungerstreiks, über den er versucht 
hatte, Gerechtigkeit für den Tod sei-
nes Sohnes zu erlangen, der 2004 
während des bewaffneten Konflikts 
von Mitgliedern der maoistischen 
Partei ermordet worden war.3 

Bis dato gibt es keine Gerechtigkeit 
für Opfer des von 1996-2006 andau-
ernden, bewaffneten Konflikts. Die 
landesweit grassierende Straflosigkeit 
wird von staatlicher Seite nicht ange-
gangen. Im Gegenteil, Straftäter wer-
den sogar befördert. Meinungsmacher 
aus dem Dunstkreis derer, die für die 
während der Konfliktzeit begangenen 

Menschenrechtsverletzungen verant-
wortlich sind, fördern einen öffent-
lichen Diskurs, der die Meinung ver-
tritt, dass die weitere Beschäftigung 
mit den Konfliktfällen zur Spaltung 
der Gesellschaft führe und deshalb 
zugunsten des Erhalts der sozialen 
Harmonie unterlassen werden sollte. 

Auch das im Mai 2014 verabschie-
dete Gesetz zur Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission, welches unter 
starker Kritik von Menschenrechts-
organisationen und Opferverbänden 
steht, kann als weiteres Beispiel für 
die staatliche Förderung von Straf-
losigkeit gesehen werden. Hauptbe-
denken und Kritikpunkte sind: die 
Verfügung, für Straftäter – selbst 
bei schweren Menschenrechtsverlet-
zungen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit – Amnestie zu emp-
fehlen, Mediation auch bei schwerwie-
genden Menschenrechtsverletzungen, 
Verbot strafrechtlicher Verfolgung in 
Fällen, die durch Mediation geregelt 
wurden, und die fehlende Anerken-
nung von Opferrechten. 

Menschenrechtsverletzungen in Ne-
pal beziehen sich jedoch nicht nur auf  
die Zeit des bewaffneten Konflikts, 
sondern sind auch heute noch alltäg-
lich. Nach Angaben der nepalischen 
Menschenrechtsorganisation INSEC 
wurden allein im Zeitraum von Janu-
ar bis Juni 2014 in etwa 2500 Fällen 
die Rechte von Frauen, Kindern, Da-
lits und ethnischen Minderheiten so-
wie anderen verletzt. Die meisten Fäl-
le beziehen sich auf  Verstöße gegen 
die WSK-Rechte4 und Gewalt gegen 
Frauen. Auch bei gegenwärtigen Men-
schenrechtsverletzungen ist Straflo-
sigkeit gang und gäbe. Bei der Tagung 
wurde betont, dass es keine echte De-
mokratie in Nepal geben wird, solan-
ge Straflosigkeit herrscht und keine 
Rechtsstaatlichkeit aufgebaut ist.

Zu Beginn der Darstellung der Ent-
wicklung der Menschenrechtssitu-
ation in Nepal aus deutscher Sicht 
stand ein Überblick über die bilate-
ralen Beziehungen zwischen Nepal 
und Deutschland, sowohl auf  diplo-
matischer Ebene als auch im Hinblick 
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auf  die Entwicklungszusammenar-
beit. Seit Ende des bewaffneten Kon-
flikts stellt die Demokratisierung und 
Friedensförderung mit besonderem 
Schwerpunkt auf  der Förderung von 
Frauenrechten und der Integration 
maoistischer KombattantInnen einen 
neuen Fokus der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit in Nepal dar. 

Während die Förderung von Men-
schenrechten einen der weltweiten 
Schwerpunkte des Auswärtigen Amtes 
darstelle, liege der Fokus in Nepal be-
sonders auf  der Stärkung der zivilgesell-
schaftlichen und dem Aufbau demokra-
tischer Strukturen. Hierbei verfüge das 
Auswärtige Amt über eigene Geldmit-
tel, mit denen kleinere Projekte zur För-
derung von Menschenrechtsverteidige-
rInnen, Menschenrechtsjournalismus 
und dem Austausch von JuristInnen 
unterstützt werden. Desweiteren wird 
die aktuelle Menschenrechtslage in Ne-
pal im Hinblick auf  politische Leitlinien 
im Detail verfolgt. Die Neuwahlen zur 
verfassungsgebenden Versammlung 
2013 wurden als positive Entwicklung 
gesehen, auch wenn bisher keine Ei-
nigungen in der Föderalismusfrage er-
zielt werden konnten. Während sich die 
Menschenrechtssituation und auch die 
Rechtsstaatlichkeit aus Sicht der Spre-
cherIn im Laufe des Jahres 2014 etwas 
verbessert haben und verstärkte Bemü-
hungen, den Zugang zur Justiz (access to 
justice) zu verbessern, sichtbar werden, 
hat sich in Bezug auf  die Übergangs-
justiz immer noch nicht viel getan. Die 
SprecherIn teilte die Bedenken natio-
naler und internationaler Menschen-
rechtsorganisationen bezüglich des 
TRC-Gesetzes5, das nicht dem inter-
nationalen Recht entspricht und daher 
auch nicht von der internationalen Ge-
meinschaft gefördert werden kann. Als 
besorgniserregend wird auch die Tatsa-

che erachtet, dass der zukünftige Hand-
lungsspielraum von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen durch die neuen 
Richtlinien der nepalischen Regierung 
zur Entwicklungszusammenarbeit ein-
geschränkt wird. 

Gegenwärtige Problematiken 
bezüglich des Rechts auf  
Nahrung in Nepal

Der erste Teil des Nachmittags am er-
sten Konferenztag war dem Thema 
„Recht auf  Nahrung“ gewidmet mit je 
einem Vortrag aus nepalischer und aus 
europäischer Sicht.

Hunger und Mangelernährung sind in 
Nepal noch immer aktuell. Ein Viertel 
der Bevölkerung lebt unter der Armuts-
grenze, und 50 Prozent leben von 1,25 
US-Dollar pro Tag. Besonders Kinder, 
aber auch Frauen, Minderheiten und 
die BewohnerInnen abgelegener, länd-
licher Regionen, wie zum Beispiel der 
Karnali-Region im Westen des Lan-
des, leiden unter Mangelernährung. Die 
größten Herausforderungen im Hin-
blick auf  das Recht auf  Nahrung stel-
len der fehlende politische und admini-
strative Wille, angemessene Richtlinien 
(policies) sowie die fehlende Implemen-
tierung schon existierender Richtlinien, 
die das Recht auf  Nahrung betreffen, 
dar. Die anhaltende Übergangsphase 
und die Tatsache, dass es gegenwärtig 
keine gewählten, lokalen Regierungs-
vertreter gibt – die letzten Wahlen fan-

den 2002 statt – erschweren zusätz-
lich die Umsetzung von Richtlinien zu 
Recht auf  Nahrung. Zudem wird das 
Recht auf  Nahrung in Nepal durch 
Korruption und die Wechselbeziehung 
von Politik und organisiertem Verbre-
chen negativ beeinflusst. Ein weiteres, 
nicht zu vernachlässigendes Problem 
sind transnationale Entwicklungsmaß-
nahmen, die das Recht auf  Nahrung 
einschränken. So werden beispielswei-
se regelmäßig Ernten durch Überflu-
tungen zerstört, die durch Staudämme 
in Indien verursacht werden6. Bis heu-
te stehen den betroffenen Gemeinden 
keine wirksamen Kompensationsme-
chanismen zur Verfügung. 

Eine andere Herausforderung ist die 
sogenannte „Hierarchie der Rechte“. 
Während viele Menschenrechtsgrup-
pen für zivile und politische Rechte 
kämpfen, werden das Recht auf  Nah-
rung sowie soziale, wirtschaftliche und 
kulturelle Rechte oft vernachlässigt. 

Trotz der zahlreichen Herausforde-
rungen sind auch einige positive Ent-
wicklungen zu nennen. Beispielsweise 
wurden mehrere landesweite Kommis-
sionen errichtet (zum Beispiel die Na-
tional Women Commission, National Da-
lit Commission etc.), die die Rechte der 
Bevölkerung fördern sollen, und The-
men wie Nahrungssicherheit und Er-
nährung wurden in den National Action 
Plan, den UPR7 und in die Agricultural 
Development Strategy aufgenommen. Des 

Kleinbauern im Terai – sie stammen aus 
isolierten Dörfern, die  mehrere Stunden 
Fußweg von der nächsten asphaltierten 
Straße entfernt sind. 38 Prozent der länd-
lichen Bevölkerung leben dort unterhalb 
der Armutsgrenze.

Bild: Robert Stansfield/DFID  
bei Wikimedia Commons (CC BY 2.0)
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weiteren existiert ein Gesetz bezüglich 
des Rechts auf  Nahrungssouveräni-
tät, wobei bislang nichts unternommen 
wurde, um dieses Gesetz zu fördern.

Der darauffolgende Vortrag aus inter-
nationaler Sichtweise begann mit der 
Frage nach den Fortschritten, die der 
nepalische Staat hinsichtlich des Schut-
zes und der Förderung des Rechts auf  
Nahrung in den letzten Jahren gemacht 
hat. Die zwei wichtigsten Punkte dies-
bezüglich sind zum einen die Tatsa-
che, dass das Recht auf  Nahrung Teil 
der Übergangsverfassung ist und es 
auch gegenwärtig in der verfassungs-
gebenden Versammlung Überlegungen 
gegeben hat, das Recht auf  Nahrung 
in der neuen Verfassung zu verankern. 
Zum anderen existieren auch aus juris-
tischer Perspektive das Recht auf  Nah-
rung betreffende Rechtsmittel durch 
den Obersten Gerichtshof  und außer-
gerichtliche Rechtsmittel im Rahmen 
staatlicher Menschenrechtsinstituti-
onen (zum Beispiel der National Human 
Rights Commission).

Ebenso angesprochen wurde die Rolle 
der FAO8 und ihr Beitrag zur Verbesse-
rung der Situation bezüglich des Rechts 
auf  Nahrung in Nepal im Rahmen von 
verschiedenen Projekten, gefolgt von 
einer Beurteilung der bisherigen Aus-
wirkungen auf  die Gesamtsituation. 
Danach wandte sich die Präsentation 
der Frage zu, mit welchen Ansätzen 
Hunger und Mangelernährung in Ne-
pal am besten zu bekämpfen seien. Die 
Beseitigung struktureller Herausforde-
rungen und das systematische Ange-
hen der Probleme, die als Wurzeln des 
bewaffneten Konflikts gesehen werden 
(zum Beispiel soziale Ungleichheit, Ex-
klusion und Diskriminierung), sowie 
die Verbesserung der sozialen Situation 
und Lebensbedingungen für Frauen, 
Dalits, ethnische Minderheiten und 
Menschen der Karnali-Region, wurden 
hierbei als unabdingbare Grundvoraus-
setzungen betrachtet.

Des Weiteren wurde darauf  hingewie-
sen, dass die Problematik des Rechts 
auf  Nahrung keinesfalls isoliert von an-

deren Problematiken (wie zum Beispiel 
dem Klimawandel oder dem Zugang 
zu natürlichen Ressourcen) betrach-
tet werden kann, sondern gemeinsam 
angegangen werden müsse. Niedrige 
landwirtschaftliche Produktivität, Land-
fragmentierungsprozesse, schlechte Be-
wirtschaftung der natürlichen Ressour-
cen, mangelnder Katastrophenschutz 
besonders für zyklisch wiederkehrende 
Naturkatastrophen, Abhängigkeit von 
Nahrungsmittelhilfe, die tief  verwur-
zelte Ungleichheit beim Zugang zu Nah-
rung, Arbeitsmigration und Fachkräf-
temangel in der Landwirtschaft sowie 
der Ausschluss gerade der entlegensten 
Gebiete von Entwicklungsmaßnahmen, 
sind die größten Herausforderungen, 
die in diesem Zusammenhang erwähnt 
wurden. Allerdings gibt es im Hinblick 
auf  das Recht auf  Nahrung in Nepal 
auch einige positive Aspekte und Chan-
cen, zum Beispiel die ökologische Viel-
falt des Landes, verschiedene Interes-
sengruppen und Akteure (einschließlich 
zivilgesellschaftlicher Organisationen), 
die bereits zu Recht auf  Nahrung ar-
beiten, vorhandene Richtlinien in Bezug 
auf  Landwirtschaft, Gesundheit und 
Ernährung, schon vorhandene Sicher-
heitsnetze und Kartierungen9 zum The-
ma Nahrungssicherheit, um nur einige 
Punkte zu nennen.

Nepalische Menschenrechtsver-
teidigerInnen benötigen die Un-
terstützung der internationalen 
Gemeinschaft im Kampf gegen 
Straflosigkeit

Der letzte Teil am ersten Tag der Fach-
konferenz beleuchtete nochmals spe-
ziell das Thema Straflosigkeit aus ver-
schiedenen Blickwinkeln. Wie ernst die 
Lage im Land in Bezug auf  dieses The-
ma ist, und wie wichtig gerade zu die-
sem Zeitpunkt eine klare Positionie-
rung der internationalen Gemeinschaft 
ist, verdeutlichte die Einstiegspräsenta-
tion aus Nepal.

Nach der politischen Wende 1990 än-
derte Nepal seine politische Agenda in 
Richtung Demokratie und pro-Men-
schenrechte. Dies führte auch zur Ra-

tifizierung mehrerer internationaler 
Menschenrechtsabkommen, die jedoch 
nicht umgesetzt wurden. Straflosigkeit 
und Menschenrechtsverletzungen wa-
ren zwei der Ursachen, die zu dem be-
waffneten Konflikt führten. Trotzdem 
gibt es bis dato kein systematisches 
Vorgehen, um die Straflosigkeit in Ne-
pal einzudämmen respektive zu be-
seitigen. Im Rahmen der Friedensge-
spräche und des Friedensabkommens 
zwischen den Parteien und den Mao
isten, welches von der internationa-
len Gemeinschaft unterstützt worden 
war, versprachen die Konfliktparteien, 
das Problem der Straflosigkeit anzuge-
hen. Dies jedoch waren leere Verspre-
chungen: Obwohl die meisten Fälle do-
kumentiert, die Täter oft bekannt sind, 
hat sich bislang noch keiner für seine 
Verbrechen vor Gericht verantworten 
müssen. Und dies, obwohl gerade die 
Übergangsjustiz so wichtig für einen 
stabilen Friedensprozess ist.

Die nepalische Gesellschaft basiert 
auf  historischen Ungleichheiten. Auch 
heute sind die Bürger Nepals nur the-
oretisch vor dem Gesetz gleich. In der 
Praxis stehen jene Personen mit Zu-
gang zu Machtpostionen über dem Ge-
setz. So ist auch das neue Gesetz zur 
Wahrheits- und Versöhnungskommis-
sion nur die Spitze des Eisbergs. Men-
schenrechtsorganisationen und Op-
fergruppen fordern, das Gesetz zu 
ändern. Dabei handelt es sich bei ihrer 
Beharrlichkeit nicht um unnötiges He-
rumwühlen in der dunklen Vergangen-
heit, sondern um die Gleichbehand-
lung aller Bürger vor dem Gesetz und 
die Schaffung einer stabilen Grundlage 
für wirklichen Frieden in Nepal. Des-
halb ist gerade jetzt, so die SprecherIn, 
die Unterstützung durch die internati-
onale Gemeinschaft wichtiger denn je. 
Internationale Organisationen, Institu-
tionen und diplomatische Vertretungen 
müssen ihre Position gegenüber der ne-
palischen Regierung deutlich machen. 
MenschenrechtsverteidigerInnen und 
Opfer, die bestimmte Fälle ans Tages-
licht gebracht haben, wurden angegrif-
fen. Gerade sie brauchen die Unter-
stützung der Öffentlichkeit und auch 
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die Unterstützung der EU. Eine Unter-
stützungsmaßnahme, die sich schon in 
der Vergangenheit als effektiv erwiesen 
hat, könnten Visabeschränkungen für 
Personen, die an schweren Menschen-
rechtsverletzungen beteiligt waren, sein.

Weniger wirksam scheint die Maßnah-
me des Ausbaus von Institutionen zu 
sein, wie zum Beispiel im Fall der Na-
tional Human Rights Commission. Die 
Menschenrechtskommission hat kei-
ne Handlungsmacht, sondern kann al-
lenfalls Empfehlungen geben, die bis-
lang nicht umgesetzt wurden. Auch die 
Stärkung des Justizsystems ist nur sinn-
voll, wenn Entscheidungen des Ober-
sten Gerichtshofs eingehalten werden.

An die Straflosigkeit in Nepal 
muss ständig erinnert werden

Auch eine SprecherIn der internatio-
nalen Gemeinschaft beklagte die feh-
lende Umsetzung von juristischen Ent-
scheidungen und die Beförderung von 
Straftätern und fordert eine Reform des 
Justizsystems. Jedoch sind positive Ent-
wicklungen ebenfalls sichtbar, wie bei-
spielsweise die gelungene Reintegration 
maoistischer KombattantInnen oder 
die Schaffung eines Übergangshilfs-
fonds.

Bislang scheint es, als habe sich die in-
ternationale Gemeinschaft noch nicht 
entschieden, wie sie zu dem Gesetz zur 
Wahrheitsfindungs- und Versöhnungs-
kommission Stellung nehmen soll. Das 
Gesetz werde kritisiert, so die Vertre-

terInnen der internationalen Gemein-
schaft. Trotzdem wurde bisher zum 
Beispiel seitens der EU keine Stellung-
nahme veröffentlicht. Einstweilen sind 
gemeinsame Pressemitteilungen der 
Botschaften ein guter Weg, um an die 
Öffentlichkeit zu gehen. 

Die internationale Gemeinschaft 
scheint in dieser Frage gespalten. Ob-
wohl der Gesetzestext eindeutig nicht 
den internationalen Standards ent-
spricht, konnte sie sich auf  keine ge-
meinsame Stellungnahme einigen. 
Während die UNDP10 das Gesetz als 
„Schritt nach vorne“ begrüßte, be-
zeichnete es der Hohe Kommissar 
für Menschenrechte als „nicht aus-
reichend“. Doch solange das Gesetz 
nicht nach internationalem Recht rati-
fiziert ist, kann die internationale Ge-
meinschaft diesbezüglich Druck auf  
die nepalische Regierung ausüben. Das 
Friedensabkommen, in dem die in ge-
genseitigem Einvernehmen getroffene 
Entscheidung, eine Wahrheitsfindungs- 
und Versöhnungskommission zu bil-
den, schwarz auf  weiß festgehalten ist, 
gibt der internationalen Gemeinschaft 
in Bezug auf  Fragen der Übergangsjus

tiz (zum Beispiel das TRC-Gesetz) das 
Mandat, mit der Regierung von Ne-
pal zusammenzuarbeiten. Allerdings 
liegt es an den Menschenrechtsorgani-
sationen und Lobbynetzwerken, zum 
Beispiel die EU-Parlamentarier an die 
Lage in Nepal zu erinnern. Besuche in 
Brüssel sind notwendig, um die Parla-
mentarier unter Druck zu setzen und 
Nepal zurück auf  die Tagesordnung 
zu bringen. Das Thema Straflosigkeit 
in Nepal bedarf  ständiger Erinnerung.

Was kann getan werden?

Am zweiten Tag der Fachkonferenz 
hatten die TeilnehmerInnen Zeit, sich 
intensiver mit dieser Frage auseinan-
derzusetzen. In separaten Workshops 
zu den beiden Fokusthemen wurden 
konkrete Advocacy- und Lobby-Maß-
nahmen für die Arbeit der einzelnen 
Organisationen sowie des Nepal-Di-
alogforums diskutiert und geplant. 
Bleibt nun zu hoffen, dass diese Ideen, 
die während dieser zwei sehr intensiven 
und fachlich dichten Tage entstanden 
sind, zusammen mit den PartnerInnen 
aus Nepal erfolgreich umgesetzt wer-
den können.

Nepalesische Menschenrechts-
verteidigerInnen fordern die 
internationale Gemeinschaft 
auf, Nepal wieder zurück auf 
ihre Agenda zu bringen. Die alle 
Menschenrechtsbereiche, ein-
schließlich des Rechts auf Nah-
rung betreffende Straflosigkeit 
im Land gefährdet sowohl den 
laufenden Friedensprozess als 
auch die sich im Aufbau befin-
dende Demokratie.
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